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Der kurze Sommer der Demokratie. 
Die vergessene Vorgeschichte der US-amerikani-

schen Gründung 

Dirk Jörke 
 

Politische Ideengeschichte wird von Marcus Llanque als ein Gewebe politischer 
Diskurse (2008) beschrieben. Ihr kommt dabei sowohl die Funktion des Archivs 
als auch die des Arsenals zu. Im Archiv wird das politische Denken der Vergan-
genheit gespeichert und sortiert. „Die Arsenalfunktion der Ideengeschichte er-
möglicht es, in immer neuen Anläufen die Zuordnungskriterien des Archivs zu 
untersuchen und neue Wege einzuschlagen oder zu alten zurückzukehren“ 
(Llanque 2008: 2). Der folgende Beitrag folgt dieser Maxime, indem er die Vor-
geschichte der US-amerikanischen Gründung, die als ‚älteste moderne Demokra-
tie‘ gilt, untersucht. Dabei nehme ich insbesondere Pamphletliteratur im Kon-
text der Diskussion über die einzelstaatlichen Verfassungen während und kurz 
nach dem Unabhängigkeitskrieg in den Blick und frage nach den dort enthalte-
nen institutionellen Vorschlägen. Dabei wird sich zeigen, dass in vielen der 
Pamphlete nicht nur dezidiert demokratische Forderungen erhoben, sondern 
dass diese zum Teil auch institutionell umgesetzt wurden. Dem standen Autoren 
gegenüber, die diese Forderungen ablehnten sowie institutionelle Ordnungen be-
fürworteten, die der klassisch-republikanischen Idee der Mischverfassung ver-
pflichtet waren und eine Vorherrschaft der Angehörigen einer ‚natürlichen Aris-
tokratie‘ sichern sollten. Die schließlich 1787 in Philadelphia beschlossene Uni-
onsverfassung ist dabei wesentlich von den Gegnern der Demokratie entworfen 
worden, und es gehört zu den großen Ironien der Ideengeschichte, dass wir nun 
gerade die USA als die älteste moderne Demokratie bezeichnen.1 

Bevor ich auf die Entwicklung eines demokratischen Geistes im Zuge des Un-
abhängigkeitskrieges sowie die daran anschließende Etablierung demokrati-
scher(er) Verfassungen in zumindest einigen der 13 Republiken eingehe, erfolgt 

 
1 Vgl. zu dieser semantischen Transformation des Demokratiebegriffs Jörke 2010 und Din-
geldey/Jörke 2023. 
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ein kurzer Blick auf die politische Kultur von Rhode Island und die Kontroverse 
über die Ausdehnung von Partizipationsrechten in Boston in den 1740er Jahren. 
Deutlich wird dabei, dass Wahlen als alleiniges Vehikel der Beteiligung der Vielen 
von den Angehörigen der Elite befürwortet wurden, die ‚einfachen Männer‘ da-
gegen auf ein ganzes Arsenal an Kontrollmechanismen beharrten. Bereits damals 
zeigte sich also ein institutionenpolitischer Gegensatz zwischen radikal-demokra-
tischen und republikanisch-aristokratischen Vorstellungen. Dieser Gegensatz 
wurde erneut prägend für die ideenpolitischen Kämpfe im Kontext der Diskus-
sion um die neuen institutionellen Ordnungen am Ende des 18. Jahrhunderts. 

 
 

1. Erste Anfänge demokratischer Praxis 
 
Es ist einer der zentralen Mythen der politischen Ideengeschichte, dass die Demo-
kratie im Kontext der großen Revolutionen Ende des 18. Jahrhunderts wieder-
entdeckt wurde und zwar als repräsentative Demokratie (vgl. Dahl 1989). Wenn 
auch im Schatten der britischen Krone, so haben sich in den puritanischen Ge-
meinden Neuenglands bereits während des 17. Jahrhunderts zumindest verein-
zelt demokratische Ordnungen und Praktiken etabliert, die verglichen mit dem, 
was später als ‚demokratisch‘ verstanden wurde, über deutlich mehr Kanäle der 
Einflussnahme der Vielen verfügten.2 So besaßen die Gemeinden um die 
Narragansett Bay nicht nur ein von den Vollbürgern gewähltes Ein-Kammern-
Parlament, das im Zusammenspiel mit den town meetings für die Gesetzgebung 
zuständig war, einen der gesamten Bürgerschaft verantwortlichen Magistrat so-
wie Impeachment- und Audit-Prozeduren, um diese Verantwortlichkeit zu ge-
währleisten, sondern auch Praktiken der close control, insbesondere mittels 
schriftlicher Instruktionen. Zudem zeichnet sich der 1647 von der General As-
sembly verfasste code of laws, eine Art Verfassug, durch einen affirmativen Ge-
brauch des Demokratiebegriffes aus: 

 
„It is agreed, by this present Assembly thus incorporated and by this present act de-
clared, that the form of government established in Providence Plantations is Democra-

 
2 Zu den demokratischen Elementen des amerikanischen Puritanismus vgl. Perry 1944; Miller 
1991: 21-49. 
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tical, that is to say, a government held by the free and voluntary consent of all or the 
greater part of the free inhabitants“ (zitiert in Staples 1847: 18). 
 

Dieses Bekenntnis der Bürger des heutigen Rhode Islands unterschied sich deut-
lich vom Begriffsgebrauch und der damit einhergehenden politischen Praxis in 
den anderen Kolonien Neuenglands, etwa die durch die Massachusetts Bay Com-
pany etablierte Ordnung von Boston, welche einen stärker republikanisch-aristo-
kratischen Charakter besaß. 

Die politische Ordnung von Boston sah ein Zwei-Kammern-Parlament vor, 
ein Vetorecht des Gouverneurs und neben Wahlen keine weiteren Kontrollmög-
lichkeiten. Das Wahlrecht war zunächst ebenfalls deutlich restriktiver als in 
Rhode Island, wurde während der 1630er Jahre in Reaktion auf Forderungen 
nach einem System mit mehr popularen Beteiligungsrechten aber ausgeweitet. 
Im Rahmen dieser Auseinandersetzungen wurden insbesondere die als ‚demo-
kratisch‘ gebrandmarkten Forderungen nach einem Ein-Kammern-Parlament, 
das bei der Gesetzgebung nicht nur mitwirkt, sondern auch die Gesetzessouverä-
nität besitzt, sowie die nach stärkeren Kontrollmechanismen, mit denen die 
Amtsinhaber an den Willen der Bürger gebunden werden sollten, zurückgewie-
sen. Um den Reformkräften den Wind aus den Segeln zu nehmen, machte die 
politische Elite um John Winthrop, der zwischen 1629 und 1649 der Kolonie 
zwölf Mal als Gouverneur vorstand, das Zugeständnis jährlicher Wahlen. Dies 
geschah mit dem argumentativen Schachzug, dass Wahlen für sich genommen 
ausreichten, um die Repräsentanten zur Verantwortung zu ziehen: „They devel-
oped the novel argument that elections themselves represent a kind of ‚calling to 
account‘ in order to make their essentially discretionary conception of political 
trust more palatable to their fellow citizenship.“ (Maloy 2008: 132) Zugleich 
zeigte sich Winthrop, ganz in der Tradition republikanischen Denkens stehend, 
skeptisch gegenüber Forderungen nach einer Ausweitung politischer Teilhabe 
und nach institutionellen Reformen wie die Abschaffung des Senates und der 
Vetorechte des Magistrats. Der Demokratie stand er mithin ablehnend gegen-
über, 

 
„for a Democratie is, among most Civill nations, accounted the meanest and worst of 
all formes of Goverment: and therefore in writers, it is branded with Reproachfull 
Epithits as Bellua mutorum capitum, a Monster, etc: and Historyes doe recorde, that 
it hath been allwayes of least continuance and fullest of troubles“ (Winthrop 1944: 
383; vgl. Bremer 2003). 
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Demgegenüber herrschte bei Winthrops Widersachern die Überzeugung vor, 
dass Wahlen allein gerade nicht ausreichten, die Amtsinhaber und Repräsentan-
ten zur Verantwortung zu ziehen. Um dieses Ziel effektiv zu erreichen, müssten 
daher weitere Mechanismen wie Instruktionen und Anhörungsverfahren hinzu-
treten (vgl. Maloy 2008: 134). Doch diese Forderungen konnten sie nicht durch-
setzen. Die politische Elite um Winthrop hatte zugleich keine allzu großen Be-
fürchtungen hinsichtlich der Effekte von jährlichen Wahlen; bestand doch die 
Ansicht, dass es sich dabei um ein Verfahren handelt, bei dem vornehmlich Män-
ner einer ‚natürlichen Aristokratie‘ ausgewählt würden.3 

Die Verfassung von Rhode Island sowie Auseinandersetzung um die politi-
sche Ordnung von Boston sind hier kurz skizziert worden, weil sie die Existenz 
von ‚demokratisch‘ gesinnten Akteuren bereits in den frühen 1640er Jahren auf-
zeigt. Zugleich gab es bereits erste Versuche, den Demokratiebegriff von seiner 
negativen Konnotation zu lösen. 

 
 

2. Der Streit um die neuen Verfassungen 
 
Die amerikanischen Siedler konnten nach dem Erlangen der Unabhängigkeit an 
jene Praktiken der Selbstregierung und Elitenkontrolle anknüpfen, die sie bereits 
zu Zeiten der Kolonialherrschaft, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, aus-
geübt hatten (vgl. Miller 1991: 51–80; Bouton 2007: 13–41). Im Zuge der Ame-
rikanischen Revolution hatte sich zudem ein starker Sinn für die eigenen Rechte 
und die grundlegende Gleichheit aller Bürger ausgebildet (vgl. Adams 1973: 162–
190), welcher nicht nur zur Ablösung vom Mutterland, sondern eben auch zu 
einem Erstarken demokratischer Gedanken führte: „The Revolution provided a 
political education for the small farmers. After the Revolution, the people re-
fused to become deferential again. They applied the lessons of the American Rev-
olution to politics at home“ (Miller 1991: 70; vgl. Wood 1969; Jensen 1957).4 
Eine demokratisch verstandene Selbstregierung bedeutete in diesem Zusammen-

 
3 Zum aristokratischen Charakter von Wahlen vgl. Manin 1997. 
4 Eric Foner verweist zudem auf die Bedeutung des Einzugs breiterer Bevölkerungsschichten zum 
Militärdienst während des Unabhängigkeitskrieges für die Entwicklung eines demokratischen Be-
wusstseins und sieht hier eine Parallele zur Englischen Revolution: „Like the New Model Army 
of the English Civil War, the militia was a ‚school of political democracy‘“ (1976: 64). 
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hang eine einfache Regierung mit einer starken Legislative und einer schwachen 
Exekutive, die möglichst häufige Wahl der Repräsentanten sowie der Amtsper-
sonen, minimale oder keine Eigentumsanforderungen für das aktive wie passive 
Wahlrecht weißer Männer und eine Bill of Rights zur Beschränkung der Regie-
rungsgewalt. Hinzu traten Forderungen nach Instruktionen und damit einer 
Aufwertung lokaler Versammlungen sowie nach einer Rotation der Repräsen-
tanten. Zudem wurde die Öffentlichkeit der Parlamentssitzungen und der Sit-
zungsprotokolle eingefordert.5 

Diese institutionellen Mechanismen wurden nach der Unabhängigkeitserklä-
rung von 1776 in den revidierten Verfassungen der einzelnen Republiken festge-
schrieben, wenn auch in sehr unterschiedlichem Ausmaß (vgl. Adams 1973; 
Llanque 2008: 263 ff.). Einige Verfassungen wiesen dabei einen stärker aristokra-
tischen, andere einen stärker demokratischen Charakter auf. Unterschiede erga-
ben sich nicht nur mit Blick auf das aktive wie passive Wahlrecht,6 sondern auch 
hinsichtlich der Frage der Gewaltenteilung. Die meisten Verfassungen sahen da-
bei, weiterhin in der republikanischen Tradition stehend, eine zweite Kammer als 
Vertretung der ‚Besten/Wenigen‘ vor, auch gab es unterschiedliche Regelungen 
hinsichtlich der Frage der Vetomacht des Gouverneurs. Die entsprechenden in-
stitutionellen Ordnungen besaßen somit oftmals keine strikte Gewaltenteilung, 
sondern aktualisierten die Tradition der Mischverfassung.7 Die Forderung etwa 
von Thomas Paine in Common Sense, dass eine Verfassung möglichst einfach zu 
sein habe (vgl. 1945 [1776]: I, 7), und damit meint er neben der klaren Gewalten-
trennung auch die Konzentration der Legislativgewalt in einer Kammer, wurde 

 
5 Vgl. hierzu die Darstellung in Adams (1973: 249–258). Wichtig ist zu beachten, dass das Rotati-
onsprinzip auf eine lange republikanische Tradition zurückgeht, so etwa in Harringtons Oceana. 
Auch führende republikanische Autoren der Revolutionszweit wie John Adams und Theophilius 
Parsons lobten die Vorzüge der Rotation von Amtspersonen zur Korruptionsvermeidung. Einen 
dezidiert demokratischen Charakter bekommt das Rotationsprinzip, wenn damit die Forderung 
einhergeht, dass die Ämter breit gestreut sind. Zudem soll auf diese Weise verhindert werden, 
dass die politischen Eliten sich zu weit von der Erfahrungswelt ihrer Wähler entfernen. Instruk-
tionen kamen bereits in den Kolonien zum Einsatz. So wurde die Möglichkeit, die Repräsentanten 
zu instruieren, in Plymouth bereits 1640 verankert. Auch im Vorfeld der verfassungsgebenden 
Versammlungen kamen häufig Instruktionen zum Einsatz. Und einige einzelstaatliche Verfassun-
gen sahen bis ins 19. Jahrhundert Instruktionen vor. 
6 So schwankte etwa der Anteil der Wahlberechtigten weißen Männer zwischen 80% in Massa-
chusetts und knapp 50% in Virginia (vgl. Palmer 1959: 190). 
7 Eine klare Darstellung der Unterschiede zwischen der Theorie der Gewaltenteilung und dem 
Konzept der Mischverfassung findet sich bei Hansen 2010. 
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also nicht in allen Republiken verwirklicht.8 Dennoch zeigte sich gerade während 
der intensiv geführten Diskussionen über die neuen Verfassungen, dass es im 
Verlauf der Amerikanischen Revolution eben nicht nur zu einem wachsenden 
Verlangen nach Unabhängigkeit vom englischen Mutterland, sondern auch zu 
einem Erwachen demokratischer Bestrebungen gekommen war, die sich nicht 
mehr in das alte republikanisch-aristokratische Ordnungsschema einfügen lie-
ßen. Die Pamphlete aus der damaligen Zeit lassen sehr deutlich die Existenz von 
auf der einen Seite republikanisch-konservativen Kräften, für die etwa John 
Adams (Massachusetts), Benjamin Rush (Pennsylvania) oder Cartor Braxton 
(Virginia) standen, und auf der anderen Seite demokratisch gesinnten Autoren 
wie Paine oder auch vielen anonym gebliebenen Verfassern, etwa von The People 
the Best Governors (o.V. 1983 [1776]: 390–400), erkennen. Vom Erwachen de-
mokratischer Bestrebungen zeugen auch die im Vorfeld der verfassungsgebenden 
Versammlungen geäußerten Verlautbarungen lokaler Versammlungen. 
Geradezu paradigmatisch liest sich etwa die Instruktion der Gemeinde von Pitts-
field an ihre Vertreter im Verfassungskonvent in Massachusetts: „As all men are 
equal by nature, so when they enter into a state of civil government, they are en-
titled precisely to the same rights and privileges or to an equal degree of political 
happiness“ (zitiert in Adams 1973: 140). Dass diese Forderung nicht umgesetzt 
wurde, zeigt indes ein Blick auf die tatsächlich verabschiedete Verfassung, die, 
wesentlich von John Adams geprägt, eine Zwei-Kammer-Legislative und sowohl 
für das aktive wie das passive Wahlrecht einen Zensus vorsah, wobei die Hürden 
für das passive Wahlrecht im Senat und beim Gouverneursamt deutlich höher 
waren als beim demokratisch verstandenen House of Representatives.9 Die Ver-
fassung von Pennsylvania entsprach demgegenüber mehr den damaligen demo-
kratischen Bestrebungen. Sie sah ein vergleichsweise weites Wahlrecht, eine Ein-
Kammer-Legislative, die Beschränkung der Mandatszeit auf eine Wahlperiode so-
wie einen schwachen, der Legislative untergeordneten und einem jährlich ge-
wählten Exekutionsrat vor. Neben Pennsylvania etablierten lediglich die Verfas-

 
8 Vgl. auch das Pamphlet, welches unter dem Titel The People the Best Governors 1776 in New Hamp-
shire veröffentlicht wurde: „The more simple, and the more immediately dependent (caeteris 
paribus) paribus) the authority is upon the people the better, because it must be granted that they 
themselves are the best guardians of their own liberties“ (o.V. 1983 [1776]: 393). 
9 Allerdings muss betont werden, dass die entsprechenden Hürden vergleichsweise moderat wa-
ren; die größten Einschränkungen beim aktiven wie passiven Wahlrecht bestanden in South Caro-
lina, wo es zudem ebenfalls eine Zweikammern-Legislative gab. 
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sungen von Georgia und (seit 1791) Vermont Ein-Kammern-Parlamente, in Ge-
orgia gab es aber einen vergleichsweise hohen Zensus beim passiven Wahlrecht.10 

In den 1770ern und 1780ern kam es zudem zu einer Aufwertung des Demo-
kratiebegriffes. Zwar bestand weiterhin auf Seiten der Eliten die Praxis, politische 
Forderungen oder auch Praktiken, die den Einfluss der einfachen Männer stärken 
sollten, wahlweise als ‚anarchisch‘ oder als ‚demokratisch‘ zu denunzieren, doch 
zugleich erschienen immer mehr Pamphlete, die ausdrücklich demokratischere 
Verhältnisse forderten. So heißt es in dem anonymen Pamphlet To the People of 
North America on the Different Kinds of Government: „Popular government – 
sometimes termed democracy, republic, or commonwealth – is the plan of civil 
society wherein the community at large takes the care of its own welfare, and 
manages its concerns by representatives elected by the people out of their own 
body“ (zitiert nach Jensen 1957: 332). Der spätere US-amerikanische Schatzmeis-
ter Thomas Tudor Tucker schrieb 1784 in einer Zeitung aus Charleston unter 
dem Pseudonym Philodemos: „In a true commonwealth or democratic govern-
ment, all authority is derived from the people at large, held only during their 
pleasure, and exercised only for their benefit“. Und weiter: „No man has any priv-
ilege above his fellow-citizens, except whilst in office, and even then, none but 
what they have thought proper to vest in him, solely for the purpose of support-
ing him in the effectual performance of his duty to the public“ (Tucker 1983 
[1784]: 612). Das ist nicht länger eine republikanische Sprache im Sinne des 
Mischverfassungsdenkens, sondern eine demokratische. Dieses Gedankengut so-
wie die damit korrespondierende Forderung nach der Einführung demokrati-
scher Verfassungen stellte in vielen der neuen Republiken eine mächtige Bewe-
gung dar, die auf den Widerstand der Eliten stieß. So beklagte sich Landon Carter 
in einem Brief an George Washington vom 20. Mai 1776 über den demo-
kratischen Gebrauch der Unabhängigkeitsidee: „I need only tell you of one defi-
nition that I heard of Independency: It was expected to be a form of government 
that, by being independent of the rich men, every man would then be able to do 
as he pleased“ (zitiert nach Jensen 1957: 330). Viele Angehörige der Elite bemüh-
ten in den 1770er und 1780er Jahren noch eine republikanische Rhetorik der 

 
10 Zu den Details vgl. Adams (1973); einen Überblick über die politischen Auseinandersetzungen 
in Pennsylvania, die zu der (radikal)demokratischen Verfassung geführt haben, liefert Foner 
(1976: 107–144). 1791 haben sich die Kräfteverhältnisse auch im Schatten der neuen Bundesver-
fassung geändert und eine stärker aristokratische Verfassung trat in Kraft. 
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Demokratiekritik, so auch Carter Braxton, der in der Auseinandersetzung um die 
künftige Verfassung von Virginia argumentierte: „The systems recommended to 
the colonies seem to accord with the temper of the times, and are fraught with all 
the tumult and riot incident to simple democracy“ (Braxton 1983 [1776]: 333). 
John Adams kritisierte mit Blick auf Massachusetts „the rage for innovation“ im 
Prozess der Neukonstitutionalisierung der politischen Ordnung, wobei er sich 
insbesondere gegen Bestrebungen der Kommunalisierung politischer Macht 
wandte: „The projects of county assemblies, town registers, and town probates 
of wills are founded in narrow notions, sordid stinginess, and profound igno-
rance, and tend directly to barbarism“ (zitiert nach Jensen 1957: 330). 

Doch nicht alle Befürworter der Volkssouveränität bemühten den Demokra-
tiebegriff. So wird ‚Demokratie‘ in Common Sense von Thomas Paine, dem wohl 
meistgelesenen Pamphlet des Unabhängigkeitskrieges, nicht ein einziges Mal er-
wähnt. Warum Paine damals noch nicht auf den Demokratiebegriff rekurrierte, 
sondern den der Republik vorzog, lässt sich aus heutiger Sicht nicht eindeutig 
sagen. Vermutlich war sein politisches Denken noch von der Vorstellung geprägt, 
eine Demokratie lasse sich nur in sehr kleinen Gemeinwesen realisieren. Vielleicht 
hat Paine auch aufgrund der 1776 weiterhin fortbestehenden, wenn auch nicht 
mehr unangefochtenen pejorativen Konnotationen darauf verzichtet, eine De-
mokratie einzufordern. Wie es auch insgesamt für Phasen einer Neuausrichtung 
grundlegender politischer Überzeugungen charakteristisch ist, dass es zu einem 
vielschichtigen, nicht immer trennscharfen Gebrauch zentraler politischer Ter-
mini kommt. Und so ist es auch wenig verwunderlich, dass in der Zeit von 1774 
bis 1787 die Begriffe ‚Republik‘ und ‚Demokratie‘ oftmals synonym verwendet 
worden sind und zwar sowohl mit einer stärker pejorativen Konnotation, und 
das galt für die Frühphase bei den Sympathisanten der Englischen Krone auch 
für den Republikbegriff, als auch bei denjenigen Autoren, die sich positiv auf 
diese Konzepte bezogen.11 

Obwohl Paine also 1776 noch den Demokratiebegriff vermieden hat, ist of-
fensichtlich, dass er auf der Seite der Vielen stand und eben nicht nur die Abhän-
gigkeit von der Englischen Krone anprangerte, sondern darüber hinaus für eine 

 
11 Zum damaligen Bedeutungswandel und teilweise synonymen Gebrauch von republic und de-
mocracy vgl. Adams (1973: 92–110). In der Philadelphia Convention von 1787 und dann in dem be-
rühmten 10. Artikel der Federalist Papers wurde hingegen scharf zwischen Republik und Demo-
kratie unterschieden. 
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demokratische Verfassung stritt, die eine starke Kontrolle der Abgeordneten und 
eine einfache Regierung vorsah (vgl. Foner 1976: 132). Paine forderte, dass die 
Wahlen möglichst oft abgehalten werden sollten, damit die Interessen der Ge-
wählten sich nicht von denen der Wähler unterscheiden, zudem sollte ein häufi-
ger Austausch der Gewählten stattfinden: a „frequent interchange will establish 
a common interest“ (Paine (1945 [1776]: 6). Die Betonung eines „common inte-
rest“ ist als demokratisch einzustufen, wohingegen Vertreter der republikani-
schen Mischverfassung wie John Adams davon ausgingen, dass die Gesellschaft 
in verschiedene Stände mit divergierenden Interessen gespalten sei. Adams 
Thoughts on Government waren vorwiegend als Entgegnung auf demokratische 
Bestrebungen gedacht, für die insbesondere Paines Common Sense standen.12 
Entsprechend findet sich bei Adams eine strikte Unterscheidung zwischen den 
Vielen und den Wenigen, verbunden mit der Forderung, die Regierungsgewalt 
in die Hände der Letzteren zu legen: „The first necessary step, then, is to depute 
the power from the many to the a few of the most wise and good“ (Adams 1985 
[1776]: 86). Auch plädiert Adams im Gegensatz zu Paine für eine „legislative 
power which is more complex“ (ebd.: 87). Ein demokratisch gewähltes Ein-Kam-
mer-Parlament würde demgegenüber dazu neigen, to „make arbitrary laws for 
their own interest“ (ebd.). Hier deutete sich bereits die Warnung vor der Tyran-
nei der Mehrheit an, die später das politische Denken von Madison prägen sollte. 
Gleichwohl finden sich auch bei Adams institutionelle Vorkehrungen, die durch-
aus dem demokratischen Zeitgeist entsprachen. An erster Stelle ist hier die Idee 
einer deskriptiven representative assembly zu nennen: „It should be in miniature 
an exact potrait of the people at large. It should think, feel, reason, and act like 
them“ (ebd.: 86). Auch plädiert er für jährliche Wahlen sowie eine Rotations-
pflicht der Repräsentanten und der Amtsinhaber nach drei Jahren (ebd.: 89). Das 
kommt den demokratischen Bestrebungen der damaligen Zeit schon sehr nahe, 
allerdings beschränkt Adams die deskriptive Repräsentation auf das Unterhaus 
im Rahmen einer komplexen Verfassung. Sein Vorschlag bestand aus einer Zwei-
Kammer-Legislative sowie Vetorechten des Gouverneurs im Gesetzgebungspro-
zess. Adams lehnt mithin eine strikte Gewaltenteilung ebenso ab, wie die Idee ei-
ner einfachen Regierung. Sein Modell folgte trotz der erwähnten Zugeständnisse 

 
12 Zur antidemokratischen Motivation von John Adams vgl. Foner 1976: 122. Eine Gegenüber-
stellung der Ordnungsvorstellungen von Paine und Adams findet sich in Dingeldey/Jörke 2022. 
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an den demokratischen Zeitgeist dem Mischverfassungsdenken des Republika-
nismus.  

Ein ähnliches Muster der Beibehaltung republikanischer Denkmuster bei 
gleichzeitigen Zugeständnissen an den demokratischen Zeitgeist findet sich auch 
bei Theophilus Parsons aus Massachusetts, der später zu den Federalists gehörte. 
Aus seiner Feder stammt ein Text mit dem Titel The Essex Result, mit dem er in 
die damalige Verfassungsdiskussion intervenieren wollte. Dieses Pamphlet ist 
nicht nur wegen seiner Länge bemerkenswert, sondern zeichnet sich auch durch 
die Kombination einer Sprache der Volkssouveränität mit einer Verteidigung der 
Besitzunterschiede aus. So wird gleich zu Beginn eine Bill of Rights eingefordert 
und an dem Verfassungsentwurf von 1778 kritisiert, dass dieser keine strikte Ge-
waltenteilung vorsehe. Zudem beschwörte Parsons die Existenz von unaliable 
rights, zu denen an erster Stelle die Religionsfreiheit gehöre. Mit dem Eintritt in 
den gesellschaftlichen Zustand würden die Individuen nicht nur nicht ihre un-
aliable rights verlieren, sondern „every member ought to receive equal benefit, 
have equal influence in forming, and retain equal controul, over the supreme 
power“ (Parsons 1983 [1778]: 488). Das hört sich sehr demokratisch an, im wei-
teren Verlauf konstatiert Parsons jedoch eine Spannung zwischen den Interessen 
der Mehrheit und denjenigen, „who hold a major part of the property in the 
state“ (ebd.: 496). Zuvor hatte er bereits die Legitimität des Eigentumserwerbs 
und damit auch der bestehenden Besitzunterschiede sowie die überlegene politi-
sche Urteilskraft der „men of education and fortune“ (ebd.: 490) betont. Das 
zentrale Problem bestand für Parsons darin, dass in einer rein demokratischen 
Verfassung eine einfache Mehrheit der Vielen das Eigentumsrecht bedrohe. Um 
dem einen Riegel vorzuschieben, forderte er eine institutionelle Berücksichti-
gung des Besitzes: 

 
„The majority of the representatives should also represent a majority of the people, and 
the legislative body should be so constructed, that every law affecting property, should 
have the consent of those who hold a majority of property.“ (Ebd.: 497 f.) 
 

Vor diesem Hintergrund plädierte Parsons nicht nur für eine Zwei-Kammern-
Legislative, sondern schlug auch einen vergleichsweise hohen Zensus beim passi-
ven Wahlrecht der Senatoren vor (ebd.: 512f.). Beide Forderungen sind schließ-
lich in der 1780 verabschiedeten Verfassung von Massachusetts verwirklicht wor-
den.  
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Schaut man rückblickend auf die damaligen Auseinandersetzungen über die 
neuen Verfassungen, so treten deutlich zwei Parteiungen zum Vorschein. Auf 
der einen Seite standen klassisch-republikanische Autoren, die von einer natürli-
chen Aristokratie der Reichen und Gebildeten ausgingen, in deren Händen sie 
zumindest den entscheidenden Teil der Regierungsgewalt belassen wollten. Da-
hinter stand sowohl die Überzeugung, dass die einfachen Bürger nicht über die 
erforderlichen politischen Kompetenzen verfügten, als auch die schlichte Angst 
vor einer ‚Tyrannei der Mehrheit‘ und das heißt einer Politik, die in die Besitzver-
hältnisse eingreift, etwa durch eine Landreform oder auch durch die Einführung 
von Papiergeld.13 Auf der anderen Seite befanden sich demokratisch gesinnte 
Kräfte, die von einer fundamentalen Gleichheit der Weißen Männer ausgingen 
und sich nicht mit einem kleinen Anteil an der Regierungsgewalt im Rahmen 
einer Mischverfassungskonzeption begnügen wollten. Sie forderten vielmehr 
eine möglichst einfache Verfassung mit einem niedrigen Zensus, häufige Wahlen 
und weitere Mechanismen zur Kontrolle der Amtsinhaber wie Instruktionen 
und Rotationen. All diese institutionellen Vorkehrungen sollten dafür sorgen, 
dass die Regierung im Sinne der Mehrheit erfolgt. 

Die 1787 verabschiedete und 1788 in Kraft getretenen neue Unionsverfas-
sung stand demgegenüber eindeutig in der republikanischen Tradition des 
Mischverfassungsdenkens. Explizites Ziel war es, mit der neuen Verfassung den 
demokratischen Bestrebungen der Revolutionszeit einen Riegel vorzuschieben, 
vor allem mit Blick auf Fragen der Finanz- und Geldpolitik. Aber das ist eine an-
dere Geschichte des „Gewebes politischer Diskurse“.14 
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